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346. Bundesgesetz: Bedarfszuweisungsgesetz
(NR: GP XV IA 180/A AB 1157 S. 120. BR: AB 2545 S. 426.)

347. Bundesgesetz: Änderung des 3. Schatzscheingesetzes 1948
(NR: GP XV RV 1091 AB 1153 S. 120. BR: AB 2548 S. 426.)

348. Bundesgesetz: Leistung eines zusätzlichen Beitrages zum Internationalen Fonds für landwirtschaftli-
che Entwicklung
(NR: GP XV RV 1064 AB 1152 S. 120. BR: AB 2547 S. 426.)

349. Bundesgesetz: Zeichnung von zusätzlichen abrufbaren Kapitalanteilen bei der Internationalen Bank
für Wiederaufbau und Entwicklung
(NR: GP XV RV 1092 AB 1154 S. 120. BR: AB 2549 S. 426.)

3 4 6 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1982
über die Gewährung von Bedarfszuweisungen

an Gemeinden (Bedarfszuweisungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 1. Bedarfszuweisungen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Mittel des Bundes für Annuitäten-,
Zinsen- und Kreditkostenzuschüsse sowie sonstige
Geldzuwendungen, die den Gemeinden zur Verfü-
gung gestellt werden. Sie dienen

1. der Aufrechterhaltung oder Wiederherstel-
lung des Gleichgewichtes im Haushalt,

2. der Deckung außergewöhnlicher Erforder-
nisse.

§ 2. Der Bundesminister für Finanzen kann nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
über Antrag der Gemeinden Bedarfszuweisungen
bis zu der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz festge-
setzten Höhe gewähren;

§ 3. Die Gemeinden haben in ihrem Antrag nach-
zuweisen, daß auf Grund der bisherigen Entwick-
lung die eigenen Einnahmen einschließlich der
Ertragsanteile aus gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben unter Berücksichtigung der vom Land gewähr-
ten Zuwendungen nicht mehr ausreichen, die von
ihnen eingegangenen rechtsgültigen Verpflichtun-
gen zu erfüllen. Die Gemeinden haben einen mittel-
fristigen Finanzplan beizubringen und darzulegen,
daß ihre finanzielle Situation überwiegend durch
Umstände hervorgerufen wurde, die außerhalb der
Kompetenzen ihrer Organe gelegen und bei ord-
nungsgemäßer Führung des Haushaltes von diesen
weder vorhersehbar noch beeinflußbar waren.

§ 4. (1) Anträge auf Gewährung von Bedarfszu-
weisungen sind beim zuständigen Land mit allen
für die Beurteilung des Antrages erforderlichen
Unterlagen einzubringen.

(2) Der Landeshauptmann hat die Anträge zu
prüfen und bei der Beurteilung auch die finanzielle
Situation anderer Gemeinden des Landes in ähnli-
cher Lage, Größe und wirtschaftlicher Struktur als
Vergleich heranzuziehen. Weiter ist festzustellen,
welche Maßnahmen von Seite des Landes zur Ver-
besserung der finanziellen Situation der Gemeinden
in Aussicht genommen sind. Soweit Bedarfszuwei-
sungen des Bundes für unerläßlich gehalten wer-
den, sind entsprechende Vorschläge zu unterbrei-
ten. Die geprüften Anträge sind an das Bundesmini-
sterium für Finanzen weiterzuleiten. Kann diesen
Vorschlägen vom Bundesministerium für Finanzen
nicht Rechnung getragen werden, ist zur Sicherstel-
lung einer koordinierten Vorgangsweise bei der
Behandlung der Anträge mit dem Land das vorhe-
rige Einvernehmen herzustellen.

§ 5. Die im § 3 und im § 4 geregelten Aufgaben
der Gemeinde sind solche des eigenen Wirkungsbe-
reiches.

Artikel II

Im Bundesfinanzgesetz 1982 ist in der Anlage I
(Bundesvoranschlag) der Ansatz 1/53058 „Bedarfs-
zuweisungen an Gemeinden" zu eröffnen. Der
Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, im
Jahre 1982 die beim Ansatz 1/53058 anfallenden
Mehrausgaben bis zu einer Höhe von 50 Mio. S zu
tätigen und die dadurch eintretende Jahresaus-
gabenüberschreitung durch gleichhohe Ausgaben-
rückstellung vom Ansatz 1/59837 zu bedecken.
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Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August 1982 in
Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

3 4 7 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1982,
mit dem das 3. Schatzscheingesetz 1948 geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das 3. Schatzscheingesetz 1948, BGBl. Nr. 159,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 92/1953, 75/1959, 134/1961, 96/1979 und
217/1981 wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der jeweilige Stand der gemäß Abs. 1 bege-
benen und noch nicht eingelösten Bundesschatz-
scheine darf den Betrag von 3 500 Millionen Schil-
ling nicht übersteigen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

348. Bundesgesetz vom 29. Juni 1982 über
die Leistung eines zusätzlichen Beitrages zum
Internationalen Fonds für landwirtschaftliche

Entwicklung

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Republik Österreich leistet zum
Internationalen Fonds für landwirtschaftliche Ent-

wicklung einen zusätzlichen Beitrag in Höhe von
74550000 S.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich dem Internationa-
len Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung
gegenüber eine Verpflichtungserklärung zur Lei-
stung eines zusätzlichen Beitrages in der im Abs. 1
genannten Höhe abzugeben.

(3) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
trifft der Bundesminister für Finanzen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

349. Bundesgesetz vom 29. Juni 1982 über
die Zeichnung von zusätzlichen abrufbaren
Kapitalanteilen bei der Internationalen Bank

für Wiederaufbau und Entwicklung

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Republik Österreich zeichnet bei der
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 250
zusätzliche abrufbare Kapitalanteile in Höhe von je
100000 US-Dollar mit dem Gewicht und Feinge-
halt vom 1. Juli 1944.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich bei der Internatio-
nalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung
zusätzliche abrufbare Kapitalanteile in der unter
Abs. 1 genannten Höhe zu zeichnen.

(3) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
trifft der Bundesminister für Finanzen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky


